
erhebliche Beträge handelt und die Schadensfälle zum 
Teil ein Jahr vor Klageerhebung zurückliegen. In 
solchen Fällenx sind insgesamt etwa 46 000 DM zu
gesprochen worden; bei nur einjährigem Verzug würde 
der Zinsbetrag rund 2000 DM betragen. Es ist kein 
Grund ersichtlich, weshalb die volkseigenen Betriebe — 
in zwei Fällen die Nationale Volksarmee, in einem Fall 
der Rat des Kreises — Zinsansprüche nicht geltend ge
macht haben.

Ungeachtet der Verhandlungsmaxime müssen die Ge
richte den Parteien, insbesondere den Trägern von 
Volkseigentum, Hinweise geben, wenn erkennbar ist, 
daß Ansprüche in höherem Umfang bestehen, als sie 
geltend gemacht wurden.

Zwei Urteile des Bezirksgerichts Frankfurt (Oder) 
veranlassen uns, darauf hinzuweisen, daß zur Einhal
tung der sozialistischen Gesetzlichkeit eine überspitzte 
Rechtsanwendung zugunsten des sozialistischen Eigen
tums vermieden werden muß.

Die Unduldsamkeit gegen alle Fehler und Mängel 
darf sich nicht darin ausdrücken, daß die Folgen 
solcher Mängel nicht dem, der sie verursacht hat, 
sondern, wenn es sich um Volkseigentum handelt, der 
nicht volkseigenen Partei auferlegt werden. Abgesehen 
davon, daß einer solchen Handhabung eine falsche 
Vorstellung von Parteilichkeit und Schutz des Volks
eigentums zugrunde liegt, wird damit dem Volkseigen
tum überhaupt nicht gedient. Mitunter wird dadurch 
sogar der Grundstein für weitere, im Umfang noch 
mehr Schaden anrichtende Unzulänglichkeiten gelegt.

In der Sache BC 7/58 handelte es sich um folgenden 
Sachverhalt: Die Klägerin machte als Verpächterin ver
schiedene Ansprüche gegen den Rat des Kreises aus 
einem auf diesen übergegangenen Pachtvertrag (der 
Pächter ist Mitglied einer LPG geworden) geltend. Am 
1. Januar 1958 war eine Halbjahresrate Pacht fällig ge
wesen, die der Rat des Kreises erst am 9. Juni 1958 — 
aber noch vor Zustellung der Klage — gezahlt hatte. 
Wenn der verklagte Rat auch erst im März 1958 er
fahren hatte, daß die Pacht an die Klägerin zu zahlen 
ist, so bleibt doch die lange Verzögerung der Pacht
zahlung kritikwürdig. Der Rat des Kreises ist auf alle 
Fälle mit der Zahlung in Verzug geraten. Er hat deshalb 
der Klägerin Veranlassung zur Klage gegeben.

Dem Urteil des Bezirksgerichts kann deshalb nicht 
zugestimmt werden, wenn es den Klagantrag als unbe
gründet bezeichnet (und die Klägerin mit den Kosten 
des Rechtsstreits belastet), weil der Rat des Kreises ein 
sicherer Schuldner sei und die Klägerin nicht ernsthaft 
der Ansicht sein konnte, daß es erst einer Klage be
dürfe, damit er seinen Verpflichtungen nachkomme.

Auch die Entscheidung in der Sache 2 SV 154/57 stellt 
eine solche Überspitzung dar. Hier vertrat das Bezirks
gericht unter Bezugnahme auf das Zivilrechtslehrbuch 
(Sachenrecht, Berlin 1956, S. 313) die Auffassung, daß 
eine Sicherungsübereignung nur in ganz bestimmten, 
vom Gesetz vorgeschriebenen Fällen (nämlich zugunsten 
staatlicher Kreditinstitute) möglich sei und für eine 
Sicherungsübereignung zugunsten privater Unternehmer 
oder zugunsten von Bürgern die gesetzliche Grundlage 
fehle. Dem kann nicht zugestimmt werden. Richtig ist, 
daß die Sicherungsübereignung nicht im BGB geregelt 
ist. Wir erachten die Sicherungsübereignung auch heute 
noch für anwendbar, weil wir damit mangels eines be
sitzlosen Registerpfandrechts auch den heutigen wirt
schaftlichen Bedürfnissen Rechnung tragen. Man kann 
auch nicht sagen, daß die Sicherungsübereignung heute 
z. B. zugunsten staatlicher Kreditinstitute besonders ge
setzlich geregelt sei und nur für diese Anwendung 
Anden könne. Das hätte nicht lediglich durch Anord
nungen eines Fachministeriums geschehen dürfen. Diese 
Anordnungen gehen vielmehr von der rechtlichen 
Möglichkeit des Abschlusses von Sicherungsübereig
nungsverträgen aus. Folgt man der Auffassung des Be
zirksgerichts und des Zivilrechtslehrbuchs, dann wären 
ja auch die vor dem Erlaß solcher Anordnungen von 
staatlichen Kreditinstituten abgeschlossenen Sicherungs
übereignungsverträge unzulässig gewesen. Das Oberste 
Gericht hat aber z. B. in seinem Urteil 1 Zz 93/51 vom
13. Februar 1952 (OGZ Bd. 2, S. 5) einen solchen am
15. März 1948, also vor Erlaß der Anordnungen, ab
geschlossenen Sicherungsübereignungsvertrag für wirk
sam erklärt.

Das Bezirksgericht Rostock hat in der Sache II BCB 
63/58 zu der problematischen Frage Stellung genommen, 
ob § 32 MSchG als Grundlage eines Räumungs
anspruchs von Konsumgenossenschaften in Anspruch 
genommen werden kann. Der Konsum klagte auf Auf
hebung eines Mietverhältnisses, weil eine Erweiterung 
seiner Gaststättenräume erforderlich war. Das Bezirks
gericht hat sein Räumungsbegehren nach § 32 MSchG 
für begründet gehalten. Es hat ausgeführt, diese Be
stimmung ünde auf das Rechtsverhältnis zwischen den 
Parteien Anwendung; §§ 1 bis 31 MSchG — und damit 
auch der Kündigungsgrund des Eigenbedarfs nach § 4 — 
fänden daher keine Anwendung. Das Urteil geht davon 
aus, daß das Grundstück, in dem sich das Mietobjekt 
befindet, Volkseigentum ist, seiner Beschaffenheit nach 
ein Gaststättengrundstück ist, als solches „staatlichen 
Zwecken dient", da „in der Gaststätte Speisen und Ge
tränke verabreicht werden, das Grundstück für einen 
wirtschaftspolitischen Zweck verwendet wird, nämlich 
für die Versorgung der Bevölkerung“. Damit seien 
sämtliche Voraussetzungen für die Anwendung des 
§ 32 Abs. 1 MSchG gegeben. Es sei ohne Bedeutung, daß 
nicht eine staatliche Institution, sondern der Kläger — 
ein Kreisverband von Konsumgenossenschaften — 
Rechtsträger des Grundstücks sei.

Das Bezirksgericht geht aber noch weiter, indem es 
ausführt: Selbst wenn die Voraussetzungen für die An
wendung des § 32 Abs. 1 MSchG nicht vorlägen, käme 
§ 32 Abs. 4 Buchst, a MSchG zur Anwendung, und da
mit blieben die §§ 1 bis 31 MSchG außer Betracht. Dies 
begründet das Bezirksgericht folgendermaßen: Der Ver
band Deutscher Konsumgenossenschaften sei eine der 
größten Massenorganisationen. Neben der Versorgung der 
Bevölkerung mit Massenbedarfsartikeln sei die Er
ziehung der Mitglieder zu bewußten Staatsbürgern die 
höchste Aufgabe der Konsumgenossenschaften. Deshalb 
müsse der Kläger ebenfalls als eine Einrichtung i. S. 
des § 32 Abs. 4 MSchG angesehen werden und eine be
vorzugte Stellung genießen.

Dieser Ansicht kann nicht gefolgt werden. Die HO 
oder Konsumgenossenschaften können, wenn zur Er
weiterung ihrer Verkaufsmöglichkeiten weiterer Raum 
beschafft werden muß, ihr Räumungsbegehren wegen 
Eigenbedarfs nicht auf § 32 MSchG stützen. Das Aus
weichen auf diese Bestimmungen soll vielleicht dazu 
dienen, die HO bzw. die Konsumgenossenschaften von 
der Verpüichtung zum Nachweis der in § 4 MSchG ge
forderten Voraussetzungen zu entbinden und das Ge
richt der Nachprüfung und der richtigen Würdigung der 
von den beiden Parteien vorgetragenen Gründe zu ent
heben. Die Bezugnahme auf § 32 MSchG entspricht 
jedenfalls nicht dem Sinn dieser Bestimmungen. Die 
Formulierung „staatlichen Zwecken zu dienen be
stimmt“ muß im Interesse unserer Bürger und Zur 
Wahrung ihrer Rechte einschränkend ausgelegt und nur 
in solchen Fällen angewendet werden, in denen es sich 
um unmittelbare staatliche Zwecke handelt. Die Auf
gaben des sozialistischen Handels, die zwar der Er
füllung ihm übertragener staatlicher Aufgaben dienen, 
sind jedoch im Sinne des § 32 MSchG nur mittelbar 
„staatlichen Zwecken zu dienen bestimmt“.

Auch die Bezugnahme auf § 32 Abs. 4 Buchst, a 
MSchG widerspricht dem Gesetz. Hier wird ausdrück
lich von „gemeinnützigen, nicht auf Erwerb gerichteten 
Organisationen“ gesprochen. Die Konsumgenossen
schaften sind zwar die zweitgrößte politische Massen
organisation, sie sind aber zugleich eine bedeutende 
Handelsorganisation. Eine Trennung zwischen der 
politischen und wirtschaftlichen Tätigkeit, d. h., auf der 
einen Seite die politische Massenorganisation als eine 
gemeinnützige, nicht auf Erwerb gerichtete Organisation 
zu sehen und auf der anderen Seite die Handelsorgani
sation, ist nicht möglich. Das geht auch eindeutig aus 
dem Statut der Konsumgenossenschaften hervor, wo 
u. a. in Abschn. IV Ziff. 2 von der „Einheit von politi
schen und wirtschaftlichen Aufgaben der Konsum
genossenschaft“ die Rede ist. Und es dürfte außer 
Zweifel stehen, daß die „Durchführung wirtschaftlicher 
Aufgaben“ nach dem — heute für sozialistische Betriebe 
allerdings überholten — Sprachgebrauch eine „auf Er
werb gerichtete Tätigkeit“ darstellt.

Wenn man § 32 Abs. 4 MSchG in unserer heutigen 
Gesellschaftsordnung überhaupt noch Bedeutung bei-
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